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BERN BUNDESHAUS STEFAN MILLIUS

Spass im Schnee
und glückliche Witwen
Immer mehr Lohn, immer mehr Privilegien.
Der Bundesrat nimmt sich, was er kann.

Wenn Bundesrat Albert Rösti
erfolgreich ist mit dem Plan,
dic Haushaltsgebühr für die

SRG von 335 auf 300 Franken zu senken,
spart er Geld. Bundesräte sind nicht von
der Radio- und TV-Abgabe befreit. Ebenso
wenig von den Steuern.

Das war es allerdings auch schon mit
den Parallelen zum einfachen Volk. Wer
in die Landesregierung gewählt wird, ge-
niesst neben einem satten Gehalt und einer
lebenslangen finanziellen Absicherung für
sich und seine Familie zusätzliche Privile-
gien. Und es werden immer mehr davon.

Für Aufregung sorgte kürzlich das
«Ski-GA» der Schweizer Bergbahnen
im Wert von rund 430o Franken. Bisher
hatte der Verband Seilbahnen Schweiz
allen Bundesräten einen solchen Pass
geschenkt. Ein problematisches Prä-
sent denn der Verband könnte früher
oder später einen Wunsch an die Politik
haben, und der Bundesrat würde als vor-
eingenommen gelten.

Die Lösung: Das Geschenk wird nicht
länger angenommen, den Skipass gibt es aber
weiterhin - neu finanziert von den Steuer-
zahlern. Sechzig Tage pro Jahr müsste ein Ma-
gistrat auf den Pisten stehen, um das Ticket
herauszuschlagen. Bisher gibt es keine offiziel-
le Erklärung, weshalb der schweizweite Spass
im Schnee für Bundesräte unverzichtbar sein
soll. Die Massnahme kostet mit 3o 000 Franken
zwar nicht die Welt. Gleichzeitig ist aber für
viele Familien in der Schweiz schon ein einzel-
ner Skiurlaub unerschwinglich.

Verführerische Goodies
Finanziell gewichtiger ist eine andere Ent-
scheidung. 2026 soll die Witwenrente in der
Schweiz zusammengestrichen werden. Hinter-
bliebene erhalten sie nur noch, bis das jüngste
Kind das z5. Altersjahr erreicht hat. Das Spar-
potenzial wird auf eine Milliarde Franken
pro Jahr geschätzt. Ausgereizt wird es aber
nicht, denn die Mitglieder des Bundesrats, des
Bundesgerichts und der Bundeskanzlei sind

Wie der damalige Adel: Amherd in Wengen.

von der neuen Regelung ausgenommen. Beim
Ableben des Ehepartners fliessen dort weiter-
hin 14200o Franken pro Jahr.

Die Möglichkeit, sich selbst solche Goodies
zu verschaffen, ist verführerisch. Am Stamm-
tisch schafft sich der Bundesrat damit keine
Freunde. Dennoch bedient er sich mit beiden
Händen überall, wo er Vorteile sieht.

Dabei geht es den Regierungsmitgliedern fi-
nanziell nicht so schlecht, dass ein Skitag auf
eigene Kosten nicht drin läge. Seit dem i. Janu-
ar 2024 verdienen Bundesratsmitglieder dank
eines Teuerungsausgleichs von Prozent 472959
Franken. Das sind fast 500o Franken mehr als im
Jahr zuvor. 2023 spülte der Teuerungsausgleich
sogar über Franken mehr in die Lohntüte.
In beiden Fällen hatte sich der Bundesrat diese
Massnahme selbst verordnet.

Nimmt man die Spesenpauschale von 3o000
Franken dazu, ist die halbe Million Franken
Jahresgehalt überschritten. zooz waren es noch
400 000 Franken gewesen. Die Summe scheint

im Vergleich mit den Spitzengehältern in
der Privatwirtschaft zwar nicht überrissen.
Allerdings kommt im Fall der Bundesräte
eine Flut von weiteren Leistungen dazu.

Das Erstklass-GA, das sich nach der
Amtszeit kostenfrei verlängern lässt,
Flüge in der First Class mit der Swiss,
ein Repräsentationsfahrzeug, das auch
in der Freizeit genutzt werden kann, ein
zusätzlicher privater Dienstwagen, ein
kostenloses Handy- und Festnetzabo, eine
kostenlose Multimediainfrastruktur aus
Radio, TV und Computer: Die Liste ist
lang, aber nicht abschliessend.

Österreicher bekommen die Hälfte
Vor einem Jahr wollte der Aargauer SVP-
Nationalrat Thomas Burgherr in einem
Vorstoss wissen, ob diese Privilegien
noch zeitgemäss seien. In seiner Stellung-
nahme befand der Bundesrat, es dränge
sich «keine Überprüfung dieser Leistun-
gen auf», denn sie seien «der mit dem Amt
einhergehenden Verantwortung und Ver-
fügbarkeitsanforderungen» angemessen.

Verantwortung tragen und verfügbar sein
müssen auch die Bundesminister im Nachbar-
land Österreich. Dort reicht aber ein einzelner
Dienstwagen, für den sie zudem monatlich

Prozent des Anschaffungspreises selbst be-
rappen. Ihr Jahresgehalt beträgt etwa die Hälf-
te dessen, was die Kollegen in der Schweiz er-
halten.

Der Solothurner SVP-Nationalrat Remy Wyss-
mann hat Widerstand angekündigt. Ins Auge
sticht ihm vor allem die Ausnahmeregelung
rund um die Witwenrente. Der Bundesrat ver-
halte sich damit «wie der damalige Adel». Wyss-
mann kündigte an, seine Partei dagegen in Stel-
lung zu bringen.

Es wäre nicht der erste Versuch, eine Regie-
rung zu disziplinieren, welche die Boden-
haftung zu verlieren scheint. Das Parlament
schraubt aber erfahrungsgemäss nicht gern
an den Privilegien auf der Regierungsbank.
Schliesslich könnte man eines Tages selbst
dort sitzen.


